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Urteil vom 21. März 2016 

Es wirken mit: 

Präsidentin Scherrer Reber  

Oberrichter Müller  

Oberrichter Stöckli    

Gerichtsschreiberin Gottesman 

In Sachen 

 

A. 
Beschwerdeführerin  

 

 

 

gegen 

 

 

 

 

Departement des Innern, Ambassadorenhof, 4500 Solothurn, vertreten durch 

Oberamt Olten-Gösgen Alimentenbevorschussung und Inkasso, Amthausquai 23, 

Postfach 101, 4601 Olten 1 Fächer  
Beschwerdegegner  

  

 

betreffend Alimentenbevorschussung 

Verwaltungsgericht 
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zieht das Verwaltungsgericht in Erwägung: 

 

I. 

 

1. Im behördlich genehmigtem Unterhaltsvertrag vom 30. November 1998 ver-

pflichtete sich B., für seine Tochter Z. (geb. 14. August 1998) einen monatlich 

vorauszahlbaren und indexierten Unterhaltsbeitrag zu leisten, und zwar wie folgt: 

«CHF 500.00 von der Geburt an bis zum Eintritt des Kindes in die volle Erwerbstä-

tigkeit, längstens jedoch bis zur Mündigkeit. Vorbehalten bleibt Art. 277 Abs. 2 

ZGB. Dazu kommen die Bezüge effektiv ausgerichteter Kinderzulagen, Sozialversi-

cherungen oder ähnliche Leistungen.» 

 

2. Mit Gesuch vom 2. Juni 2000 ersuchte A. das Oberamt Olten-Gösgen um Bevor-

schussung der Unterhaltsbeiträge für ihre Tochter Z. und erteilte gleichzeitig die 

Inkassovollmacht. Mit Verfügung vom 29. Juni 2000 gewährte das Oberamt Olten-

Gösgen die Alimentenbevorschussung mit Wirkung ab 1. Juni 2000. 

 

3. Mit Verfügung vom 10. Dezember 2015 stellte das Departement des Innern, 

vertreten durch das Oberamt Olten-Gösgen, fest, die Voraussetzungen der Ali-

mentenbevorschussung ab Januar 2016 seien weiterhin erfüllt. Z. werde am 

14. August 2016 volljährig. Der Unterhaltsanspruch dauere gemäss Scheidungsur-

teil (recte: Unterhaltsvertrag) bis zur Mündigkeit. Somit seien die Bevorschussungs-

leistungen vom Oberamt mit Vollendung des 18. Lebensjahres einzustellen. Dem-

zufolge werde die Alimentenbevorschussung für Z. am 31. August 2016 infolge 

Erreichens der Mündigkeit eingestellt. Die Zahlungen im Umfang von CHF 549.00 

würden nur noch von Januar 2016 bis August 2016 ausgerichtet.  

 

4. Gegen diese Verfügung erhob A. (nachfolgend Beschwerdeführerin genannt) 

am 18. Dezember 2015 Beschwerde an das Verwaltungsgericht und bat um weite-

re Unterstützung im Rahmen der Alimentenbevorschussung. Sie führte sinngemäss 

und im Wesentlichen aus, Z. besuche zurzeit das 3. MAR [3. Klasse der Maturitäts-

schule] an der Kantonsschule Olten und werde ab August 2016 dann in das 4. MAR 

übertreten. Der Unterhaltsvertrag vom 30. November 1998 beinhalte, dass Z. bis 

zum Eintritt in die volle Erwerbstätigkeit, längstens jedoch bis zur Mündigkeit 

Unterhaltsleistungen erhalte. Vorbehalten bleibe aber Art. 277 Abs. 2 ZGB, der 

vorsehe, dass die Eltern über die Mündigkeit hinaus weiter für den Unterhalt 

aufzukommen hätten, soweit es ihnen zumutbar sei, wenn das Kind noch keine 

angemessene Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen habe.  

 

5. Mit Vernehmlassung vom 8. Januar 2016 beantragte das Oberamt Olten-Gösgen 

namens des Departements des Innern die vollumfängliche Abweisung der Be-

schwerde und die Bestätigung seiner Verfügung, unter Kostenfolge zu Lasten der 

Beschwerdeführerin, allenfalls unter Verzicht auf die Erhebung von Kosten. Zur 

Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, ein Forderungstitel für die Be-

vorschussung von Unterhaltsbeiträgen über das Volljährigkeitsalter bestehe aktu-

ell nicht. Sollte sich Z. über die Volljährigkeit hinaus nach wie vor in einer Ausbil-

dung befinden, so müsste allenfalls mittels einer Vereinbarung mit dem Vater 
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oder klagehalber beim zuständigen Gericht ein neuer Forderungstitel erwirkt 

werden. Erst wenn ein solcher Forderungstitel vorliege, könne einer weiterfüh-

renden Bevorschussung der Unterhaltsbeiträge, nach entsprechender Prüfung der 

Voraussetzungen, entsprochen werden. 

 

 

II. 
 

1. Die Beschwerde ist frist- und formgerecht erhoben worden. Sie ist zulässiges 

Rechtsmittel und das Verwaltungsgericht zur Beurteilung zuständig (vgl. § 159 

Sozialgesetz [SG, BGS 831.1]; § 49 Gerichtsorganisationsgesetz [GO, BGS 125.12]). 

A. als gesetzliche Vertreterin ihrer Tochter Z., der die Unterhaltsbeiträge und 

deren Bevorschussung zustehen, ist durch den angefochtenen Entscheid beschwert 

und damit zur Beschwerde legitimiert. Auf die Beschwerde ist einzutreten. 

 

2. Nach Art. 276 Abs. 1 Zivilgesetzbuch (ZGB, SR 210) haben grundsätzlich die 

Eltern für den Unterhalt des Kindes aufzukommen, inbegriffen die Kosten von 

Erziehung, Ausbildung und Kindesschutzmassnahmen. Die Unterhaltspflicht der 

Eltern dauert bis zur Volljährigkeit des Kindes. Hat es dann noch keine angemes-

sene Ausbildung, so haben die Eltern, soweit es ihnen nach den gesamten Um-

ständen zugemutet werden darf, für seinen Unterhalt aufzukommen, bis eine 

entsprechende Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen werden kann 

(Art. 277 ZGB). Gemäss Art. 131 Abs. 2 ZGB bleibt es dem öffentlichen Recht vor-

behalten, die Ausrichtung von Vorschüssen zu regeln, wenn die verpflichtete 

Person ihrer Unterhaltspflicht nicht nachkommt. Soweit das Gemeinwesen für den 

Unterhalt des Kindes aufkommt, geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten 

auf das Gemeinwesen über (sog. Subrogation; vgl. Art. 131 Abs. 3 und Art. 289 

Abs. 2 ZGB). 

 

3. Die Alimentenbevorschussung bezweckt gemäss § 94 SG die Existenzsicherung 

des Kindes in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen, indem sein Unterhaltsan-

spruch subsidiär und bedarfsgerecht erfüllt wird. Anspruch auf Vorschuss haben 

Kinder, die nicht mit beiden Eltern zusammenwohnen (§ 95 Abs. 1 SG). Ist das 

Kind, nachdem es mündig geworden ist, noch in Ausbildung, so besteht sein An-

spruch auf Bevorschussung so lange, bis die Erstausbildung ordentlicherweise 

abgeschlossen werden kann, längstens aber bis zum zurückgelegten 25. Altersjahr 

(§ 95 Abs. 2 SG). Bevorschusst werden Unterhaltsbeiträge des Vaters oder der 

Mutter, die in einer vollstreckbaren Verfügung, einem vollstreckbaren Urteil oder 

einem Unterhaltsvertrag festgelegt sind (§ 95 Abs. 3 SG). 

 

4. Grundlage für den Unterhaltsanspruch und die Alimentenbevorschussung bildet 

der durch die damals zuständige Vormundschafts- und Sozialhilfekommission am 

15. Dezember 1998 genehmigte Unterhaltsvertrag vom 30. November 1998. Ge-

mäss Ziffer 1 dieses Vertrags verpflichtete sich der Vater zur Bezahlung von mo-

natlich vorauszahlbaren Unterhaltsbeiträgen an seine Tochter Z. «von der Geburt 

an bis zum Eintritt des Kindes in die volle Erwerbstätigkeit, längstens jedoch bis zu 

seiner Mündigkeit. Vorbehalten bleibt Art. 277 Abs. 2 ZGB. […]». 
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5.1 Entscheidend ist vorliegend, ob der in der Unterhaltsvereinbarung vom 

30. November 1998 festgelegte Unterhalt auch als Volljährigenunterhalt voll-

streckbar ist. Nachfolgend ist deshalb vorfrageweise zu prüfen, wie die Unter-

haltsvereinbarung im Rechtsöffnungsverfahren zwischen der volljährigen Z. und 

dem unterhaltspflichtigen Vater zu behandeln wäre (vgl. Ronnie Bettler, Volljäh-

rigenunterhalt im Scheidungsurteil – Festlegung und Vollstreckung, in: ZBJV 

149/2013, S. 915 - 933, S. 926). 

 

5.2 Vereinbarungen über Unterhaltsbeiträge, welche von der Vormundschaftsbe-

hörde genehmigt wurden, berechtigen unter den allgemeinen Voraussetzungen 

zur definitiven Rechtsöffnung (vgl. Art. 80 Abs. 1, Art. 80 Abs. 2 Ziff. 2 Bundesge-

setz über Schuldbetreibung und Konkurs [SchKG, SR 281.1]; Daniel Staehelin, in: 

Adrian Staehelin et al. [Hrsg.]: Basler Kommentar, Bundesgesetz über Schuldbe-

treibung und Konkurs, Basel 2010, Art. 80 SchKG N 24). Die Formulierung im Un-

terhaltsvertrag vom 30. November 1998, wonach der Unterhalt geschuldet sei «bis 

zum Eintritt des Kindes in die volle Erwerbstätigkeit, längstens jedoch bis zu seiner 

Mündigkeit», ist jedoch nach allgemeinem Sprachgebrauch gerade nicht als Ver-

längerung der Unterhaltspflicht über die Volljährigkeit hinaus zu lesen, sondern 

umfasst allein den Fall des Abschlusses der Berufsausbildung vor Erreichen der 

Volljährigkeit (vgl. Entscheid des Kantonsgerichts Basel-Landschaft, Abteilung 

Zivilrecht, vom 8. April 2013 [410 13 37], E. 3.3).  

 

Folglich wurde der Unterhalt für Z. in der betreffenden Klausel längstens bis zur 

Mündigkeit betragsmässig festgesetzt. Für die Zeit danach findet sich einzig der 

Vorbehalt von Art. 277 Abs. 2 ZGB. Eine solche Unterhaltsvereinbarung stellt kei-

nen definitiven Rechtsöffnungstitel für Volljährigenunterhalt dar. Dies folgt aus 

dem Grundsatz, dass gesetzliche Bestimmungen über das Bestehen einer Leis-

tungspflicht für sich allein nicht schon einen definitiven Rechtsöffnungstitel bilden 

(vgl. Ronnie Bettler, a.a.O., S. 928 mit Hinweisen; so auch die ständige Praxis der 

Zivilkammer des Obergerichts Solothurn, z.B. Urteil vom 2. Februar 2015 in Sachen 

X., E. 4.3).  

 

Als genügenden Titel für Mündigenunterhalt hat das Verwaltungsgericht im Urteil 

vom 26. Februar 2015 (VWBES.2015.42) folgende Formulierung geschützt: «Der 

Vater verpflichtet sich, für X. […] bis zur Volljährigkeit monatliche Unterhaltsbei-

träge […] zu leisten. […] Der Vater verpflichtet sich, den Unterhaltsbeitrag von 

CHF 650.00 gestützt auf Art. 277 Abs. 2 ZGB über die Volljährigkeit hinaus weiter-

hin zu erbringen, bis die Erstausbildung von X. ordentlicherweise abgeschlossen 

werden kann.». 

 

5.3 Allein der Umstand, dass sich Z. nach Vollendung des 18. Lebensjahres noch in 

Ausbildung befindet, hat daher nicht zur Folge, dass der ihr wohl zustehende 

Mündigenunterhalt gestützt auf den alten Unterhaltsvertrag bereits vollstreckbar 

festgesetzt ist. Es wird ihr deshalb nichts anderes übrig bleiben, als sich zu bemü-

hen, möglichst rasch zu einem vollstreckbaren Rechtstitel zu gelangen. Sei es, dass 

sie mit ihrem Vater, resp. ihren Eltern einen entsprechenden Unterhaltsvertrag 
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abschliesst, sei es, dass sie beim zuständigen Gericht eine Unterhaltsklage nach 

Art. 279 ZGB einreicht. 

 

6. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der Unterhaltsvertrag vom 30. November 1998 

keinen vollstreckbaren Rechtstitel für den Kinderunterhalt über die Volljährigkeit 

von Z. hinaus darstellt. Die Alimentenbevorschussung wird daher zu Recht per 

31. August 2016 eingestellt. Die Beschwerde erweist sich demnach als unbegrün-

det, weshalb sie abzuweisen ist. Praxisgemäss werden in Beschwerdeverfahren 

betreffend Alimentenbevorschussung keine Verfahrenskosten erhoben, sondern 

die Kosten dem Kanton überbunden.  

 

 

Demnach wird erkannt: 

 

1. Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2. Die Verfahrenskosten sind vom Kanton Solothurn zu tragen. 

 
 

 

 

Rechtsmittel: Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit Eröffnung des begründeten Urteils 

beim Bundesgericht Beschwerde in öffentlichrechtlichen Angelegenheiten eingereicht werden 

(Adresse: 1000 Lausanne 14). Die Frist wird durch rechtzeitige Aufgabe bei der Schweizerischen Post 

gewahrt. Die Frist ist nicht erstreckbar. Die Beschwerdeschrift hat die Begehren, deren Begründung 

mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift des Beschwerdeführers oder seines Vertreters zu 

enthalten. Für die weiteren Voraussetzungen sind die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes 

massgeblich. 

 

 

Dieser Entscheid ist schriftlich zu eröffnen an: 
A., GU Online  

Oberamt Olten-Gösgen Alimentenbevorschussung und Inkasso, Amthausquai 23, 4601 Olten 1 

Fächer, A-Post  

 

 

Im Namen des Verwaltungsgerichts  

 

Die Präsidentin Die Gerichtsschreiberin 

 

 

Scherrer Reber Gottesman 

 


